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dien, die sich für sie aus dem Vollzug der Strafe mit Frei­
heitsentzug ergeben. Insbesondere sind die Strafgefangenen 
über ihre Rechte und Pflichten und die Ordnungs- und Ver­
haltensregeln zu belehren. Die Belehrung ist regelmäßig 
aktenkundig zu wiederholen.

’ (2) Während der Aufnahme ist auf der Grundlage von Ge­
sprächen mit dem Strafgefangenen, der Auswertung seiner Ver­
haltensweisen sowie der Aktenunterlagen eine Einschätzung 
seiner Persönlichkeit vorzunehmen. Die Einschätzung bildet 
die Grundlage für die erforderlichen Entscheidungen über die 
Einteilung in ein Kollektiv, die durchzuführenden Erzie- 
hungs- und Bildungsmaßnahmen, den Arbeitseinsatz und die 
Verwendung der Arbeitsvergütung sowie die Vorbereitung 
der Wiedereingliederung.

(3) Die im Verlauf der Aufnahme getroffenen Entscheidun­
gen sind, soweit kein Aufnahmeverfahren erforderlich ist, 
dem Strafgefangenen im Aufnahmegespräch mitzuteilen und 
ihm zu erläutern.

(4) Aufnahmeverfahren sind vor allem mi| Jugendlichen 
sowie mit jungen Strafgefangenen und mit solchen Strafge­
fangenen durchzuführen, bei denen das unter Beachtung der 
Persönlichkeit, der Straftat und der Strafdauer für die Ge­
staltung des Erziehungsprozesses und die Vorbereitung der 
Wiedereingliederung in das gesellschaftliche Leben für erfor­
derlich gehalten wird.

(5) Im Aufnahmeverfahren ist eine gründliche Einschätzung 
der Persönlichkeit des Strafgefangenen vorzunehmen. Wenn 
erforderlich, sind Ärzte, Psychologen und bei Jugendlichen 
die Lehrkräfte der Berufsschulen der Jugendhäuser einzube­
ziehen. Das Erziehungsprogramm ist mit dem Strafgefangenen 
ausführlich zu beraten. Bei Jugendlichen sind die Erziehungs­
berechtigten über den Inhalt des Erziehungsprogramms zu 
informieren.

§12
(1) Bei der Einteilung der Strafgefangenen in die Kollektive 

sind unter Beachtung der Erfordernisse der sicheren Verwah­
rung, insbesondere die Erziehungssituation in den jeweiligen 
Kollektiven, die Charaktereigenschaften und das zu erwar­
tende Verhalten des Strafgefangenen im Kollektiv und der 
mögliche Einfluß auf andere Strafgefangene, die Erforder­
nisse des Arbeitseinsatzes, vorgesehene Maßnahmen der be­
ruflichen Ausbildung und Allgemeinbildung sowie psychische 
und physische Auffälligkeiten zu berücksichtigen.

(2) Mit den Strafgefangenen sind regelmäßig, mindestens 
halbjährlich, Erziehungsgespräche zu führen. In den Erzie­
hungsgesprächen sind das allgemeine Verhalten und die Ent­
wicklung des Strafgefangenen einzuschätzen, die Abrechnung 
erteilter Aufträge vorzunehmen und Festlegungen für die 
Fortführung der Erziehung zu treffen, den Strafgefangenen 
bewegende Fragen zu erörtern und einer Klärung zuzuführen.

§13
Die Strafgefangenen sollen in der Regel in den Kollektiven 

verbleiben, in die sie eingeteilt worden sind. Veränderungen 
können vorgenommen werden, wenn es im Interesse der Per­
sönlichkeitsentwicklung der Strafgefangenen, der Entwicklung 
der Kollektive, wegen eines notwendigen Arbeitsplatzwechsels 
oder aus Gründen der Sicherheit erforderlich ist. Die Entschei­
dung darüber treffen die Leiter der Strafvollzugseinrichtungen 
bzw. Jugendhäuser. Diese Maßnahme kann mit einer Ver­
legung in eine andere Strafvollzugseinrichtung bzw. in ein 
anderes Jugendhaus verbunden werden.

Zu § 22 StVG:
§14

(1) Der Einsatz der Strafgefangenen zur Arbeit erfolgt, 
nachdem ihre gesundheitliche Tauglichkeit für die vorgesehene 
Tätigkeit ärztlich festgestellt worden ist. Für gesundheits­
geschädigte bzw. bedingt arbeitstaugliche Strafgefangene so­
wie Rekonvaleszenten sind geeignete Arbeitsplätze zur Ver­
fügung zu stellen.

(2) Strafgefangenen, die auf Grund eingeschränkter Taug­
lichkeit nicht in den allgemeinen Arbeitsprozeß eingegliedert 
werden können, ist nach ärztlicher Konsultation eine geeig­
nete Beschäftigung zu ermöglichen. Mit ihnen sowie mit 
Strafgefangenen, die sich als Rekonvaleszenten in stationären 
medizinischen Einrichtungen des Strafvollzuges befinden, sol­
len arbeitstherapeutische Maßnahmen durchgeführt werden.

§15
(1) Die Strafgefangenen sind entsprechend den arbeitsrecht­

lichen Vorschriften über die für ihre Tätigkeit zutreffenden 
Regelungen auf den Gebieten des Gesundheits- und Arbeits­
schutzes sowie Brandschutzes, über Maßnahmen und Metho­
den zur Abwendung möglicher arbeitsbedingter Gefahren so­
wie über das zur Vermeidung von Schäden erforderliche Ver­
halten zu belehren.

(2) Die Meldung und Bearbeitung von Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten hat entsprechend den Rechtsvorschriften 
zu erfolgen.

§16
Überstunden bedürfen der Genehmigung durch die Leiter 

der Strafvollzugseinrichtungen bzw. Jugendhäuser.

Zu §23 StVG:
§17

Die berufliche Qualifizierung umfaßt eine Ausbildung in 
einem Ausbildungsberuf, eine Ausbildung auf Teilgebieten 
eines Ausbildungsberufes oder eine Qualifizierung für die 
auszuübende Tätigkeit entsprechend den dafür geltenden 
Rechtsvorschriften. Prüfungen haben nach der Facharbeiter­
prüfungsordnung zu erfolgen.

Zu § 24 StVG:
§18

(1) Die Vergütung der Arbeitsleistungen und die Prämierung 
Strafgefangener sind Bestandteile des einheitlich wirkenden 
Erziehungsprozesses im Strafvollzug und die Hauptformen 
der Verwirklichung der materiellen Interessiertheit der Straf­
gefangenen zur Entwicklung einer bewußten Arbeitseinstel­
lung und Disziplin, zu hohen Leistungen im Arbeitseinsatz 
und in der Berufsausbildung.

(2) Die Höhe der Arbeitsvergütung beträgt
1. für zu Freiheitsstrafe verurteilte Strafgefangene im Ar­

beitseinsatz bei Erfüllung der Arbeitsnormen und ande­
ren Kennzahlen det Arbeitsleistung 18 %,

2. für Jugendliche in der Berufsausbildung ■ 35%
des Betrages, den Werktätige als Nettolohn bzw. Nettolehr­
lingsentgelt für die gleiche Arbeit erhalten würden, zu der 
die Strafgefangenen eingesetzt' sind (nachfolgend Berech­
nungsgrundlage genannt). Bei Übererfüllung der Arbeitsnor­
men und der anderen Kennzahlen der Arbeitsleistung erhöhen 
sich diese Prozentsätze. Bei Nichterfüllung vermindern sie 
sich. Zuschläge für gesundheitsgefährdende Arbeiten werden 
den Strafgefangenen in voller Höhe zur Arbeitsvergütung 
gewährt und sind von der Berechnungsgrundlage abzuset­
zen.

(3) Bei Strafgefangenen, an deren Unterhaltsberechtigte die 
Zahlung laufenden Unterhalts durch die Strafvollzugseinrich­
tung bzw. das Jugendhaus erfolgt, wird der zu zahlende Un­
terhalt vor der Berechnung der Arbeitsvergütung von der 
Berechnungsgrundlage abgesetzt.

(4) Für die Wahrnehmung übertragener Aufgaben und Ver­
antwortung gemäß § 28 Abs. 3 StVG kann eine Zulage zur 
Arbeitsvergütung gewährt werden.

(5) Beim Vollzug der Haftstrafe und der Jugendhaft wird 
die Arbeitsvergütung nach Tagessätzen gewährt.

(6) Für Arbeitsausfallzeiten, die durch Strafgefangene ver­
schuldet wurden, wird grundsätzlich keine Arbeitsvergütung 
gewährt.

§19
(1) Die Höhe der Rücklage und des dafür vorgesehenen mo­

natlichen Ansammlungsbetrages ist individuell entsprechend


